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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 83 der Stadt Heide

1. Anlass und Ziele der Planung
Die Stadt Heide hat für das südwestliche Stadtentree ein gestalterisches Defizit ausge­
macht. Dieser Stadteingang von Süden führt über die Bundesstraße B5 / Meldorfer Straße 
nah am Zentrum vorbei, wird in seiner heutigen Form aber nicht dem gestalterischen An­
spruch der Stadt an die zentrale Lage gerecht.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 83 der Stadt Heide wird das städtebauliche 
Ziel einer geordneten und ortsangemessenen städtebaulichen Entwicklung verfolgt, um die 
bestehenden baulichen Nutzungen in geordnete Bahnen zu lenken. Im Vorfeld zur vorlie­
genden Bauleitplanung wurde ein städtebaulicher Wettbewerb durchgeführt, dessen Ziel es 
war, den zentralen Knotenpunkt in prominenter Lage hochbaulich-städtebaulich angemes­
sen zu fassen und dem angrenzenden Raum durch eine bauliche und freiraumplanerische 
Neugestaltung mehr Aufenthaltsqualität zu verleihen. Durch ein Preisgericht wurde das 
beste Ergebnis ausgelobt. Um diese Inhalte fachlich zu sichern und weitere Entwicklungs­
impulse für diesen Bereich zu fördern, wird der vorliegende Bebauungsplan aufgestellt.

Das städtebauliche Konzept sieht wie vorgenannt im Bereich der Meldorfer Straße und Sü- 
derstraße eine Umstrukturierung vor, das betrifft straßenbauliche und hochbauliche Maß­
nahmen. Beide Maßnahmen können voneinander getrennt betrachtet werden und unab­
hängig gelöst werden.

Straßenbauliche Maßnahmen
Der Umbau bzw. die Neustrukturierung der Meldorfer Straße ist als langfristiges Ziel zu 
bewerten, da es sich bei der Meldorfer Straße um eine Bundesstraße (B5) handelt. Ein 
Umbau bzw. Neustrukturierung ist möglich, bedarf jedoch einen großen Planungsaufwand 
und geht damit einher, dass die B5 langfristig umgewidmet werden muss.
Die Bundesstraße B5 ist eine Verkehrsachse durch die Stadt Heide. Abgehend von der 
Bundesstraße B203 im Norden schließt sie im Süden an die Bundesautobahn A23 an bzw. 
verläuft weiter in Richtung Süden über die Ortschaften Hemmingstedt, Meldorf und Marne 
und weiter in Richtung Brunsbüttel.
Eine Teilverlegung der B5 innerhalb des Siedlungsgefüges der Stadt Heide wird langfristig 
angestrebt. Das betrifft die Büsumer Straße, die Mühlenstraße, einen kurzen Abschnitt der 
Süderstraße sowie die Meldorfer Straße. Die bereits bestehende Ortsumgehung, der Fritz­
Thiedemann-Ring, ersetzt bereits heute schon die Nord-Süd Verbindung und soll zur Bun­
desstraße umgewidmet werden.

Hochbauliche Maßnahmen
Die entscheidenden hochbaulichen Maßnahmen, die das städtebauliche Bild entscheidend 
verändern werden, sind zukünftige Neubauten im Übergangsbereich der Süderstraße in die 
Meldorfer Straße. Durch die Maßnahmen werden die raumbildenden Kanten durch Neu­
bauten, aber auch durch den Abriss eines Bestandsgebäudes, neu gebildet (gemäß dem 
städtebaulichen (Wettbewerbs-) Entwurf). Es soll eine neue Platzsituation entstehen, die 
entscheidend dazu beitragen wird, dass eine Aufenthaltsqualität geschaffen wird. Durch die 
Ausrichtung der Verkehrsflächen als Shared Space Fläche wird ein weicher Übergang ge­
schaffen zur Süderstraße bzw. zur Fußgängerzone. Auch hierbei handelt es sich um eine 
langfristiges Planungsziel, da die Stadt derzeit keine Zugriffsmöglichkeit auf die Grundstü­
cke bzw. den Immobilien hat.

Planungsziel ist, die vorgenannten Maßnahmen planungsrechtlich zu sichern. Einerseits 
deckt der Entwurf des Bebauungsplanes den heutigen Bestand ab, lässt aber gleichzeitig 
auch zu, dass der städtebauliche (Wettbewerbs-) Entwurf umgesetzt werden kann.

Für den Plangeltungsbereich soll hinsichtlich der Art der Nutzung durch den Bebauungsplan 
Nr. 83 die Festsetzung eines Urbanen Gebietes (MU) erfolgen.
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 83 der Stadt Heide

Da der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Heide für den Plangeltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 83 die Darstellung gemischter Bauflächen (M) enthält, ist eine Be­
richtigung des Flächennutzungsplanes nicht erforderlich, denn der Bebauungsplan Nr. 83 
entwickelt sich aus dem Flächennutzungsplan.

Die vorliegende Planung entspricht den definierten Schwerpunkten beschlossenen Fort­
schreibung (2024) des Stadt-Umland-Kooperation (SUK) für die Region Heide.

Zusammengefasst sollen folgende Planungsziele erreicht werden:

- Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des städ­
tebaulichen (Wettbewerbs-) Entwurf;

- Steuerung zukünftiger Bauvorhaben im Plangebiet über Art und Maß der baulichen 
Nutzung;

- Sicherung der raumbildenden Bauflucht entlang der Meldorfer Straße und Süder- 
straße mittels Baulinien;

- Zugleich Freihaltung rückwärtiger Grundstücksbereiche über Baugrenzen (WIU1 und 
MU5) für beispielsweise Gartennutzungen oder einer zeitlich nachgeordneten Nach­
verdichtung gemäß dem städtebaulichen (Wettbewerbs-) Entwurf;

2. Aufstellungsbeschluss, rechtliche Grundlagen
Der Bauausschuss fasste am 17.06.2021 den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungs­
plan Nr. 83 für das Gebiet südlich der Dohrnstraße, westlich der Neuen Anlage, nördlich 
der Jahnstraße und östlich der Blumenstraße. Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich 
bekanntgemacht.

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 83 erfolgt nach

- dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394);

- der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176);

- der Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S.
1802);

- dem Bundesnaturschutzgesetz vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), das zu­
letzt durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) 
geändert worden ist;

- dem Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz) vom 
24.02.2010 (GVOBI. S. 301), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
30.09.2024 (GVOBI. S. 734) geändert worden ist und

- der Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO-SH) vom 
05.07.2024 (GVOBI. 2024, 504).

3. Verfahren nach § 13a BauGB
Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 83 erfolgt im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung). Die Entscheidung, besagtes Ver­
fahren in diesem Planungsfall anzuwenden, wird damit begründet, dass es sich bei der 
überplanten Baufläche de facto um eine reine Innenbereichsfläche handelt und das anvi­
sierte Vorhaben als Maßnahme der Innenentwicklung dem Grundgedanken des § 13a-
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 83 der Stadt Heide

Verfahrens entspricht. Die Kriterien, die einem § 13a-Verfahren zugrunde zu legen sind, 
werden hier erfüllt:

V Lage innerhalb des Siedlungsbereiches;
/ Eingefasst durch umliegende Bebauungs- und Siedlungsstrukturen;
/ Keine konträren Ziele der Raumordnung; 
v Keine Auskragungen in den Außenbereich; 
v Die zulässige Grundfläche ist kleiner als 20.000 m2;

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 83 wird keine Zulässigkeit von Vorhaben 
begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterlie­
gen. Eine (erhebliche) Beeinträchtigung von etwaigen Schutzgütern ist nicht zu erwarten 
und es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkung von schweren Unfällen nach § 50 Abs. 1 des Bundes­
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.

Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung (Umweltbericht) abgesehen.

Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB als auch von der 
frühzeitigen Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB kann gemäß § 13 a Abs. 2 
i.V.m. § 13 Abs. 2 BauGB abgesehen werden. Von dieser Regelung macht die Stadt in dem 
hier vorliegenden Fall Gebrauch.

4. Stand des Verfahrens

Der Entwurfs- und Auslegungsbeschluss wurde am 04.07.2024 gefasst.

Die vorliegenden Unterlagen dienen der Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 und der Beteiligung der Öffentlichkeit (öffentliche Auslegung).

5. Lage, Größe, und Nutzung des Geltungsbereiches
Die Stadt Heide ist Kreisstadt des Kreises Dithmarschen. Heide ist mit 22.467 Einwohnern 
(Stand 31.12.2023) die einwohnerreichste Stadt des Kreises Dithmarschen. Die Flächen­
größe des Gemeindegebietes beträgt ca. 3.189,38 ha. Die Stadt ist durch die Bundesau­
tobahn 23 (A 23), die Bundesstraße 5 (B 5), die Bundesstraße 203 (B 203) die Landes­
straße 150 (L150), die Landesstraße 316 (L 316), die Kreisstraße 57 (K57), die Kreisstraße 
77 (K 77), die Kreisstraße 41 (K 41) und die Kreisstraße 28 (K 28) an das Verkehrsnetz 
angeschlossen. Die Bundesstraße 5 (B5) führt durch das Plangebiet. Der Bahnhof Heide 
bietet Anschluss an die Städte Hamburg, Neumünster sowie an die Gemeinden Westerland 
(Sylt) und Büsum.

Der ca. 1,3 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 83 befindet sich zentral 
im westlichen Bereich der Heider Innenstadt. Er umfasst die Bebauung beidseits der Mel- 
dorfer Straße und der Süderstraße und östlich der Kleinen Straße sowie die jeweiligen Stra­
ßen- und Freiräume zwischen den Gebäuden.
Die ausgeprägte Straßenrandbebauung entlang der Meldorfer Straße und der Süderstraße 
mit den meist giebelseitig stehenden Gebäuden und ihrer Kleinteiligkeit soll erhalten und 
wieder mehr betont werden. Die Baustruktur weist eine historische Substanz auf, die mit 
Hilfe der Gestaltungssatzung der Stadt unter Bezug auf alte Bildzeugnisse wieder aktiviert 
werden soll, so dass zusammen mit anspruchsvollen Neubauten wieder ein angemessenes 
Straßenbild mit verschiedenen Gebäudetypen und den entsprechenden Fassaden- bzw. 
Giebelvarianten entsteht.
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 83 der Stadt Heide

Hierzu zählen auch die in unregelmäßigen Abständen immer wieder vorhandenen Durch­
fahrten und -gänge, die sich aufgrund ihrer geringen Breite gut in das Gebilde einfügen. 
Dieser Charakter des kleinteiligen Wechsels soll auch in Zukunft bei neuen Grundstücks­
zuschnitten und neuer Bebauung den Straßenraum prägen. Breite Durchfahrten oder groß­
flächige, homogene Fassaden, die diesen Eindruck mindern, sollen vermieden werden.

6. Rechtliche Rahmenbedingungen, übergeordnete planerische Vorga­
ben

Die Städte und Gemeinden haben gemäß § 1 Abs. 3 BauGB Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die 
Bauleitpläne, d.h. der Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan und der Bebau­
ungsplan als verbindlicher Bauleitplan, sind die Steuerungsinstrumente für die städtebauli­
che Entwicklung im Stadtgebiet. Die Bauleitpläne sind nach § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen 
der Raumordnung anzupassen.

Folgende planerische Vorgaben sind bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 83 zu 
berücksichtigen:

6.1 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2021

Die seit Dezember 2021 wirksame Fortschreibung des Landesentwicklungsplans (LEP) for­
muliert die Leitlinien der räumlichen Entwicklung in Schleswig-Holstein und setzt mit den 
Zielen und Grundsätzen der Raumordnung den Rahmen, an dem sich die Gemeinden zu 
orientieren haben. Der Landesentwicklungsplan soll sowohl die Entwicklung des Landes in 
seiner Gesamtheit fördern als auch die kommunale Planungsverantwortung stärken.

Der LEP enthält für die Stadt Heide die nachfolgend aufgeführten relevanten Darstellungen 
und Aussagen:

- Die Stadt Heide liegt im 'Ländlichen Raum'.
- Um die Stadt Heide befindet sich ein 'Stadt- und Umlandbereich im ländli­

chen Raum'.
- Die Stadt Heide liegt auf einer 'Landesentwicklungsachse'.
- Das Gemeindegebiet liegt teilweise innerhalb eines 'Entwicklungsraumes für 

Tourismus und Erholung'.
- Durch das Gemeindegebiet verläuft teilweise eine 'Biotopverbundachse - 

Landesebene'.
- Die Stadt Heide gemäß zentralörtlichem System ein 'Mittelzentrum'.
- Um die Stadt Heide befindet sich ein 10km-Umkreis.

Durch das Gemeindegebiet verläuft teilweise eine 'Bundesautobahn’, meh­
rere 'Bundesstraßen' sowie 'Bahnstrecke zwei- od. mehrgleisig' und 'Bahn­
strecke eingleisig'.

Die landesplanerischen Vorgaben stehen den geplanten Nutzungen nicht entgegen.

6.2 Regionalplan für den Planungsraum IV (2000)

Der derzeit wirksame Regionalplan leitet sich aus dem Landesraumordnungsplan (LROP) 
aus dem Jahr 1998 ab. Der Landesraumordnungsplan wurde im Jahr 2010 durch den Lan­
desentwicklungsplan (LEP) abgelöst (s.o.). Dieser wurde im Jahr 2021 fortgeschrieben, 
(s.o.). In den Aussagen, in denen der Regionalplan vom Landesentwicklungsplan abweicht, 
gelten die Aussagen des Landesentwicklungsplanes. Aussagen der Regionalpläne sind
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 83 der Stadt Heide

durch die LEP-Fortschreibung teilweise überholt, weshalb die Regionalpläne sich derzeit in 
der Fortschreibung befinden. Die neuen Regionalpläne sollen strategischer und umset­
zungsorientierter ausgerichtet werden als die bisherigen Pläne und insbesondere die regi­
onalen Entwicklungsstrategien berücksichtigen. Schleswig-Holstein war bisher in fünf Pla­
nungsräume eingeteilt, für die jeweils eigene Regionalpläne aufgestellt werden. Die Stadt 
Heide lag im Planungsraum IV. Mit dem Inkrafttreten des Landesplanungsgesetzes vom 
27. Januar 2014 wurden die Planungsräume in Schleswig-Holstein neu gefasst. Aus den 
bisherigen fünf Planungsräumen sind drei geworden. Die Stadt Heide wird zukünftig dabei 
im Planungsraum III liegen.

In dem derzeit noch gültigen Regionalplan für den Planungsraum IV mit Stand aus dem 
Jahr 2000 befinden sich für die Stadt Heide die nachfolgenden Aussagen und Darstellun­
gen:

- Die Stadt Heide liegt im 'Ländlichen Raum'.
- Um die Stadt Heide befindet sich ein 'Stadt- und Umlandbereich im ländli­

chen Raum'.
- Im nordöstlichen sowie südlichen Bereich des Gemeindegebietes befindet 

sich ein 'Gebiet mit besonderer Bedeutung für Natur und Landschaft'.
- Im nordöstlichen Bereich des Gemeindegebietes befindet sich ein 'Vorrang­

gebiet für den Naturschutz'.
- Das Gemeindegebiet liegt teilweise innerhalb eines 'Gebietes mit besonde­

rer Bedeutung für Tourismus und Erholung'.
- Innerhalb des Gemeindegebiets liegen 'Erholungswälder'.
- Das Gemeindegebiet befindet sich teilweise innerhalb eines 'Gebietes mit 

besonderer Bedeutung für den Grundwasserschutz'.
- Die Stadt Heide ist ein 'Mittelzentrum'.
- Die Hauptortslage stellt ein 'Baulich zusammenhängendes Siedlungsgebiet 

eines zentralen Ortes’ dar.
- Durch das Gemeindegebiet verläuft teilweise eine 'Bundesautobahn', meh­

rere 'Bundesstraßen' sowie 'Bahnstrecke, zu elektrifizieren' und 'Bahnstre­
cke, Leistungsfähigkeit zu verbessern'.

Die Vorgaben des Regionalplanes stehen den geplanten Nutzungen nicht entgegen.

6.3 Landschaftsplan der Stadt Heide
Es besteht für die Stadt Heide ein Landschaftsplan aus dem Jahr 1999 bzw. 2002.

Parallel zur aktuell laufenden Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes stellt die Stadt 
den Landschaftsplan für das gesamte Stadtgebiet neu auf.

6.4 Flächennutzungsplan der Stadt Heide -1977
Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu entwi­
ckeln.
Für den bestehenden Flächennutzungsplan der Stadt Heide (wirksam seit 1977) wurden 
seit seinem Inkrafttreten eine Vielzahl von Änderungen durchgeführt, die verdeutlichen, 
dass sich die Ziele der Stadt Heide im Laufe der Jahre stark verändert haben und für die 
bodenrechtliche Entwicklung der Bedarf einer Neuordnung besteht. Aus diesem Grund wird 
der Flächennutzungsplan derzeit neu aufgestellt.

Da der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Heide für den Plangeltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 83 die Darstellung gemischter Bauflächen (M) enthält, ist eine
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 83 der Stadt Heide

Berichtigung des Flächennutzungsplanes nicht erforderlich, denn der Bebauungsplan Nr. 
83 entwickelt sich aus dem Flächennutzungsplan.

6.5 Bestehende Bebauungspläne

Für das Plangebiet liegt nur für den Bereich der Kleinen Straße ein bestehender Bebau­
ungsplan vor. Dabei handelt es sich um den Bebauungsplan Nr. 9, der für den Bereich eine 
öffentliche Straßenverkehrsfläche festsetzt. Westlich angrenzend setzt der Bebauungsplan 
Nr. 9 ein Mischgebiet und Flächen für den Gemeinbedarf - Kirche fest. Das Plangebiet des 
Bebauungsplanes Nr. 83 liegt innerhalb der Erhaltungssatzung für die Innenstadt (von 
1988, geändert 2001).

Dem Entwurf der Satzung ist unter B. nachrichtliche Übernahmen folgender Hinweis zu 
entnehmen:

Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 9 (Bereich Kleine Straße) der 
Stadt Heide haben innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 83 der Stadt 
Heide keine Gültigkeit mehr.

Der Bebauungsplan Nr. 9 wird für einen Teilbereich überplant, ohne dass dieser verfah­
rensrechtlich aufgehoben wird. Der Teilbereich wird bei Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
Nr. 83 außer Kraft gesetzt, lebt aber bei Unwirksamkeit des Bebauungsplanes Nr. 83 wieder 
auf.

6.6 Ortgestaltungssatzung

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes gilt die Ortsgestaltungssat­
zung in ihrer aktuellen Fassung. Gemäß Anlage II der Gestaltungssatzung ist ein Teil des 
Plangebietes als Bereich gekennzeichnet, in denen aufgrund der städtebaulichen Eigenart 
nach § 4 bis § 8 keine Anforderungen gestellt werden. Entgegengesetzt zur Anlage 2 der 
Gestaltungssatzung wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass die §§ 4-8 auf den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes anzuwenden sind. Soweit die textlichen Festlegun­
gen keine anderen Regelungen treffen, behält die Ortsgestaltungssatzung ihre Gültigkeit. 
Die Ortsgestaltungssatzung liegt als Anlage dieser Begründung bei.

6.7 Werbeanlagensatzung

Für den Bereich des Plangeltungsbereichs gilt die Satzung der Stadt Heide über die Ge­
staltung von Werbeanlagen (Werbeanlagensatzung) in ihrer aktuellen Fassung. In der ak­
tuell gültigen Fassung vom 16.03.2016 heißt es, dass das Erscheinungsbild der Stadt und 
der Ortsteile nicht nur durch die Gestaltung der Gebäude und der Straßen und Plätze be­
stimmt wird, sondern auch von Anlagen an den Gebäuden, die der Werbung dienen und 
von frei stehenden Anlagen, die ausschließlich der Werbung dienen. Diese Anlagen können 
den städtebaulichen und architektonischen Eindruck beeinträchtigen und stören, wenn sie 
ohne Rücksicht auf das Gebäude und ihren Charakter und auf das Stadtbild errichtet wer­
den. Um das Stadtbild zu erhalten und zu gestalten, müssen Werbeanlagen hinsichtlich 
ihrer Größe und Anordnung und hinsichtlich ihrer Gestaltung in Abhängigkeit von ihrer Lage 
im Stadtgebiet bestimmten Anforderungen entsprechen.

Zum Schutze und zur künftigen Gestaltung des Stadtbildes der historischen Innenstadt so­
wie der Stadtemeiterungen entlang der historischen Zugangswege, das von besonderer 
geschichtlicher, architektonischer und städtebaulicher Bedeutung ist, werden besondere 
Anforderungen gestellt.
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6.8 Strategiepapier der Stadt Heide zur Steuerung des sozial geförderten / bezahl­
barem Wohnraum

Die Stadt Heide strebt die Schaffung und den Erhalt einer ausreichenden bezahlbaren 
Wohnraumversorgung an.
In dem beschlossenen Leitbild der Stadt Heide und den beschlossenen strategischen Zie­
len der Stadt Heide ist die Fortschreibung des städtebaulichen Konzeptes auf der Grund­
lage des bestehenden „Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes“ u.a. mit dem Schwer­
punkt enthalten „zukunftsfähige Wohnraumentwicklung“ voranzutreiben und insbesondere 
bezahlbaren und innenstadtnahen Wohnraum zu schaffen.

Um die Entstehung sozial geförderten / bezahlbaren Wohnraumes voranzutreiben, hat die 
Stadt Heide das „Strategiepapier zur Steuerung des sozial geförderten / bezahlbarem 
Wohnraum“ erarbeitet, in dem zahlreiche Handlungsstrategien und Grundsätze enthalten 
sind, die es bei baulichen Entwicklungen Städtischen Flächen (Innenbindung, Kap. 1) und 
auch privaten Flächen (Außenbindung, Kap. 2) zu beachten sind.

Um die Umsetzung des städtebaulichen Ziels, dem Schaffen von mehr sozial gefördertem 
/ bezahlbarem Wohnungsbau, überprüfen zu können, ist jährlich ein Monitoring der Bautä­
tigkeiten im Stadtgebiet vorzunehmen und dem Bauausschuss vorzulegen.

7. Inhalte der Planung - Festsetzungen

7.1 Art der baulichen Nutzung
Urbanes Gebiet (MU)
Es wird ein Urbanes Gebiet (MU) gemäß § 6a BauNVO festgesetzt.

Das festgesetzte Urbane Gebiet (MU) dient dem Wohnen sowie der Unterbringung von 
Gewerbebetrieben und sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnut- 
zung nicht wesentlich stören. Die Nutzungsmischung muss nicht gleichwertig sein.

Innerhalb des festgesetzten urbanen Gebietes (MU) sind die ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen gemäß § 6a Abs. 3 Nrn. 1 und 2 BauNVO Vergnügungsstätten, soweit sie nicht 
wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur in Kerngebieten allgemein zulässig 
sind, und Tankstellen, gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig. Folgende Unterarten 
von sonstigen Gewerbebetrieben (§ 6a Abs. 2 Nr. 4 BauNVO):

- Spiel- und Automatenhallen, die der Aufstellung von Spielgeräten mit und 
ohne Gewinnmöglichkeiten dienen,

- Wettbüros,
- Diskotheken,
- Hostessenbetriebe,
- Bordelle, Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf Darstellungen 

oder Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist,
- und Sex-Shops

sind unzulässig.

Begründung:
Es wird ein Urbanes Gebiet (MU) gemäß § 6a BauNVO festgesetzt, da ein Urbanes Gebiet 
(MU) der vorhandenen und geplanten Nutzung bzw. Nutzungsstruktur entspricht. 
Leitgedanke des Urbanen Gebietes ergibt sich aus den § 6a Abs. 1, Urbane Gebiete dienen 
dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und sozialen, kulturellen und
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anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Die Nutzungsmi­
schung muss nicht gleichgewichtig sein.

Die Nutzungsausschlüsse werden wie folgt begründet.

Tankstellen sind in den urbanen Gebieten aufgrund ihres Flächenanspruchs und der Ziel- 
und Quellverkehre, die nicht mit den städtebaulichen Zielen der Planung und der vorhan­
denen Kleinteiligkeit des Gebietes vereinbar sind, unzulässig.

Vergnügungsstätten sowie die genannten Unterarten sonstiger Gewerbe werden aufgrund 
ihrer Unverträglichkeit im Innenstadtbereich und wegen möglicher Störwirkungen auf die im 
Gebiet befindlichen Wohnnutzungen ausgeschlossen.

7.2 Maß der baulichen Nutzung und Gestaltung der baulichen Anlagen

In der Stadt Heide existiert eine Ortsgestaltungssatzung, die in der aktuellen Fassung auf 
den Bebauungsplan Nr. 83 anzuwenden ist.

Die Ortsgestaltungssatzung gilt gemäß § 1 Abs. 1 (örtlicher und sachlicher Geltungsbe­
reich) auch für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 83, der gemäß Anlage II der 
Gestaltungssatzung vom 12.01.1989 im Geltungsbereich liegt.

Laut § 1 Abs. 1 der Gestaltungssatzung sind die §§ 4-8 der Gestaltungssatzung auf einen 
Teil-bereich der Meldorfer Straße nicht anzuwenden (Anlage 2 zu entnehmen). Entgegen 
dieser Regelung sind die §§ 4-8 der Gestaltungssatzung mit Inkrafttreten des Bebauungs­
planes Nr. 83 verbindlich auf den gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes anzu­
wenden.

Aus der Ortsgestaltungssatzung ausgenommen sind der § 12 [Breite der Baukörper] und 
der § 13 [Höhe der Baukörper]. Die Regelung erfolgt über Teil B Text Ziffer 02. a) und 02. 
b) [Maß der baulichen Nutzung]. Darüber hinaus behält die Ortsgestaltungssatzung weiter­
hin ihre Gültigkeit.

Hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung werden im Bebauungsplan folgende Punkte 
aufgeführt:

- Teil B Text Ziffer 02. a), Breite der Fassadenseiten in Bezug zur Straße,
- Teil B Text Ziffer 02. b), maximal zulässige Gebäudehöhen (GH),
- Teil B Text Ziffer 02. c), maximal zulässige Traufhöhen (TH),
- Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse und
- festgelegte Grundflächenzahl (GRZ) und Grundfläche (GR).

Fassadenbreite
Die Regelung hinsichtlich der Breite der Fassaden gelten nicht nur in Bezug auf die Stra­
ßenräume, sondern innerhalb der jeweiligen Bereiche MU1 bis MU6.

Es wird festgesetzt, dass die Fassadenbreite traufständiger Gebäude maximal 14,00 m und 
die Fassadenbreite giebelständiger Gebäude maximal 10,00 m betragen darf.

Für die Bereiche MU2, MU3 und MU6 ist die Überschreitung der festgesetzten Fassaden­
breiten bei Neubauten an den Straßenräumen ausnahmsweise zulässig, wenn die Fassa­
den durch Vertikalzäsuren gegliedert werden, die durchlaufend in allen Geschossen optisch 
gleichermaßen wirksam sind. Dabei sind Rücksprünge von den in der Planzeichnung fest­
gesetzten Baulinien in einer Tiefe von mindestens 0,60 m und höchstens 1,00 m ausnahms­
weise zulässig.
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Begründung:
Die genannten Festsetzungen zur Fassadenbreite sollen bewirken, dass der Charakter des 
kleinteiligen Wechsels auch in Zukunft bei neuen Grundstückszuschnitten und neuer Be­
bauung den Straßenraum prägt. Großflächige, homogene Fassaden, die diesen Eindruck 
mindern, sollen vermieden werden.

Abweichungen zu dieser Festsetzung, die auf die Ortsgestaltungssatzung der Stadt Heide, 
zurückgeht, sind nur bedingt zulässig. Das betrifft die Bereiche MU2, MU3 und MU6. Bei 
Neubauten an den Straßenräumen soll wie in der Ortsgestaltungssatzung eine Überschrei­
tung dieser Maße zulässig sein. Die vorgenommene Festsetzung der maximal zulässigen 
Fassadenbreiten sowie der zulässigen Vor- und Rücksprünge wird getroffen, um bei Neu­
planungen von Gebäuden mehr Handlungsspielraum zu gewähren, diesen aber in einem 
ortsbildverträglichen Rahmen zu halten.

Höhe der baulichen Anlagen
Die maximal zulässigen Gebäudehöhen (GH) werden abhängig von der Anzahl der Vollge­
schosse festgesetzt. Folgende maximale Gebäudehöhen (GH) werden festgesetzt:

- GH max. ü. HBF von 9,00 m bei einer eingeschossigen Bauweise [I];
- GH max. ü. HBF von 13,00 m bei einer zweigeschossigen Bauweise [II];
- GH max. ü. HBF von 16,00 m bei einer dreigeschossigen Bauweise [III].

Für die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen (GH) ist der Höhenbezugspunkt (HBF) für 
die an öffentlichen Verkehrsflächen gelegenen baulichen Anlagen jeweils die mittlere Hö­
henlage der Oberkante der erschließenden Verkehrsfläche, bezogen auf die Breite des je­
weiligen an die erschließenden Verkehrsfläche angrenzenden Grundstücks.

Von der festgesetzten Gebäudehöhenbegrenzung ausgenommen sind betriebserforderli­
che technische Anlagen für Lüftung und Kühlung, Schornsteine und betriebsbedingte An­
tennenanlagen.

Die Festsetzungen der Ortsgestaltungssatzung hinsichtlich der Traufhöhen werden durch 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes aufgehoben. Folgende maximale Traufhöhen 
(TH) werden festgesetzt

- TH max. ü. HBF von 4,00 m bei einer eingeschossigen Bauweise [I];
- TH max. ü. HBF von 8,00 m bei einer zweigeschossigen Bauweise [II];
- TH max. ü. HBF von 11,00 m bei einer dreigeschossigen Bauweise [III].

Für die festgesetzten maximalen Traufhöhen (TH) ist der Höhenbezugspunkt (HBF) für die 
an öffentlichen Verkehrsflächen gelegenen baulichen Anlagen jeweils die mittlere Höhen­
lage der Oberkante der erschließenden Verkehrsfläche, bezogen auf die Breite des jewei­
ligen an die erschließenden Verkehrsfläche angrenzenden Grundstücks.

Begründung:
Die Festsetzung der Traufhöhen und Gebäudehöhen ergibt sich aufgrund der örtlichen Ge­
gebenheiten und der geplanten städtebaulichen Entwicklung. Die Festsetzungen des Be­
bauungsplanes für Gebäude mit I und II Vollgeschossen entsprechenden durch die Ortsge­
staltungssatzung vorgegebenen Traufhöhen. Darüber hinaus werden maximale Gebäude­
höhen festgesetzt, die nicht Teil der Ortsgestaltungssatzung sind. Zudem wird für Gebäude 
mit dreigeschossiger Bauweise eine größere mögliche Traufhöhe festgesetzt.

Die gewählte Festlegung der Höhenbezugspunkte gewährleistet die Orientierung der Ge­
bäudehöhen am Straßenverlauf und somit eine an die Umgebungshöhen angepasste, har­
monische Höhenentwicklung.
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Zahl der Vollgeschosse
Die Höhenentwicklung im Plangebiet steht wie erläutert in Zusammenhang mit der Anzahl 
der Vollgeschosse. Die Festsetzung der maximalen Vollgeschosse leitet sich zum einen 
aus dem Bestand und der Umgebungsbebauung und zum anderen aus der im Rahmen des 
städtebaulichen Wettbewerbs geplanten Gebäudeabwicklung ab. Folgende Festsetzungen 
zu den Vollgeschossen werden gemacht:

- Maximal zwei [II] Vollgeschosse: Bereiche MU1, MU4 und MU5;
- Zwei [II] bis drei [III] Vollgeschosse: Bereiche WIU2 und W1U6;
- Zwingend zwei [II] Vollgeschosse: Bereich MU3.

Begründung:
Im nord-östlichen Bereich und der nach Nord-Osten angrenzenden Umgebung sind derzeit 
zwei- bis dreigeschossige Gebäude vorhanden. Um den Bestand und bei Abgang die Be­
bauungsstruktur zu sichern, wird sowohl ein Mindest- als auch ein Höchstmaß der Vollge­
schosse festgesetzt.

Nach Westen und Süden hin, in den Bereichen MU1, MU4 und MU5 ist hingegen eine 
kleinteiligere Bebauung vorhanden, historisch ableitbar und auch künftig gewollt, so dass 
hier eine maximal zweigeschossige Bebauung zulässig ist.

Die Vorgabe der zwei bis drei Vollgeschosse begründen aus der Bestandsituation im Be­
reich der Süderstraße im Übergang zur Hafenstraße bzw. leiten sich ab aus dem vorliegen­
den städtebaulichen (Wettbewerbs-) Entwurf. Der Entwurf sieht im Bereich der Süderstraße 
40a, 42 und 44 eine dreigeschossige Bauweise vor. Die Hausnummer 38, am Anfang der 
Fußgängerzone, kann bereits als dreigeschossige Bauweise bewertet werden.
Auf der gegenüberliegenden Straßenseite (MU6) sieht der Entwurf ebenfalls eine dreige­
schossige Bauweise vor, wobei das Gebäude Süderstraße 41 nicht mehr Gegenstand die­
ser Bauleitplanung ist. Dennoch soll im Bereich der MU6 durch die dreigeschossige Bau­
weise die Möglichkeit erhalten bleiben, eine raumwirksame bauliche Kante zu schaffen.

Im Bereich der MU3 besteht die Besonderheit, dass die zukünftigen Gebäude den geplan­
ten öffentlichen Platz städtebaulich Rahmen sollen. Um dieser Anforderung zu entspre­
chen, ist eine gewisse Mindestbaumasse und -höhe erforderlich. Um die gewünschte Wir­
kung zu erzielen, werden durch die zwingende Festsetzung von zwei [II] Vollgeschossen 
eingeschossige Gebäude nicht zulässig.

Grundflächenzahl (GRZ)
Die Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) erfolgt ebenfalls von Nordosten nach Süd­
westen abgestuft entsprechend des Bestandes und der Planung. Folgende Festsetzungen 
zur GRZ werden gemacht:

- Maximale GRZ = 0,6 Bereiche MU1 und MU5
- Maximale GRZ = 0,8 Bereiche MU3 und MU4
- Maximale GRZ =1,0 Bereiche MU2 und MU6

Begründung:
Die Grundflächenzahl (GRZ) richtet sich nach der Vorgabe der Baunutzungsverordnung. In 
Urbanen Gebieten (MU) gilt als Orientierungswert eine GRZ von maximal 0,8.
Um der bereits bestehenden dichten Bebauung Rechnung zu tragen und darüber hinaus 
kleine Erweiterungen möglich zu machen, wird der Orientierungswert im Rahmen der ma­
ximal zulässigen GRZ ausgeschöpft und im besonders verdichten nordöstlichen Bereich 
bis zu 1,0 überschritten. Dass dabei die straßenseitigen Bereiche verdichteter sind als die 
rückwärtigen Grundstückszonen, wird über die straßenseitig festgesetzte Baulinie und die 
maximalen und nicht zu überschreitenden Fassadenbreiten in den rückwärtigen Bereichen 
gewährleistet.
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Eine Unterschreitung des Orientierungswertes erfolgt hingegen in den Bereichen, wo auf­
grund der Grundstückstiefen Flächen von einer Bebauung freigehalten werden sollen. Dies 
betrifft die Bereiche MU1 und MU5. Die geringere Versiegelung durch bauliche Anlagen 
spielt hierbei eine untergeordnete Rolle. Vielmehr können städtebauliche Gründe für die 
Freihaltung der rückwärtigen Grundstücke zugrunde gelegt werden.
Im Bereich der MU1 wird die nördliche Baugrenze in Verlängerung der angrenzenden Be­
bauungsstrukturen gesetzt. Die Bebauungstiefe wird so weit begrenzt, dass unter Aus­
schöpfung der maximalen Bebauungstiefe eine nahezu einheitliche Bebauungstiefe zum 
angrenzenden vorhandenen Parkplatz entstehen kann.
Im Bereich der MU5 sollen die rückwärtigen Grundstücksflächen für Gartennutzungen frei­
gehalten werden. Der städtebauliche (Wettbewerbs-) Entwurf zeigt die Möglichkeit auf, 
dass eine zweite Bebauungsreihe im Bereich der heutigen Stellplatzanlage denkbar wäre. 
In Verbindung mit einem Rückbau von versiegelten Flächen könnte langfristig ein qualitativ 
wertiges innerstädtisches Quartier entstehen. Durch zugehöriger Grünstrukturen bzw. der 
Gärten können innerstädtische Grundstücke mit einer eine gute Aufenthaltsqualität entwi­
ckelt werden.

Innerhalb des Urbanen Gebietes (MU) darf die festgesetzte Grundflächenzahl für Garagen 
und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen i. S. d. § 14 BauNVO und baulichen 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die Baugrundstücke lediglich unterbaut 
werden, bis zu einer Grundflächenzahl (GRZ) von 1,0 überschritten werden.

Begründung:
Durch die zulässige Überschreitung der Grundflächenzahl durch Nebenanlagen bis zu einer 
GRZ von 1,0 wird dem Bestand Rechnung getragen, da einige Grundstücke bereits stark 
überbaut sind und diese Ausnutzung der Grundstücke den Eigentümern auch weiterhin zu­
gestanden werden soll.

7.3 Bauweise

An den (haupt-)straßenzugewandten Grundstücksgrenzen werden Baulinien, entlang der 
übrigen Geltungsbereichsgrenzen, Baugrenzen festgesetzt.

Begründung:
Bei Baulinien ist eine Bebauung entlang dieser Linie zwingend. Baulinien werden zwecks 
einer homogenen Straßenrandbebauung der Hauptverkehrsstraßen festgesetzt. Verset­
zungen der Gebäude entlang der Straßenflucht würden zur Folge haben, dass das histo­
risch belegte und perspektivisch wiederherzustellende städtebauliche Bild gestört würde.

In dem festgesetzten Urbanen Gebiet (MU) dürfen in den Bereichen MU1 bis MU6 in der 
abweichenden Bauweise [a] Grenzabstände gemäß der Landesbauordnung (LBO-SH) un­
terschritten werden. Dabei können Gebäude ohne seitliche Grenzabstände an bestehende 
Gebäude (geschlossene Bauweise) sowie an Grundstücksgrenzen errichtet werden.

Sofern keine Grenzbebauung oder eine geschlossene Bauweise erfolgt, sind in den Berei­
chen MU1 bis MU6 die Grenzabstände der Gestaltungssatzung § 11 (Brandgänge) einzu­
halten.

Begründung:
Im Regelfall sind gemäß Landesbauordnung (LBO) Grenzabstände von mindestens 3,0 m 
einzuhalten. Gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO kann eine abweichende Bauweise festgesetzt 
werden. Dabei kann auch festgesetzt werden, inwieweit an die vorderen, rückwärtigen und 
seitlichen Grundstücksgrenzen herangebaut werden darf oder muss. Von dieser Regelung 
wird Gebrauch gemacht, um den ortstypischen Charakter der dichten Straßenrandbebau­
ung zu wahren.
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Sollte keine Grenzbebauung oder geschlossene Bauweise (Gebäude an Gebäude) erfolg­
ten, müssen entsprechend § 11 Abs. 1 der Gestaltungssatzung aus Brandschutzgründen 
bei mittiger Grundstücksgrenze mindestens 0,30 m je Grundstück und bei seitlicher Grund­
stücksgrenze insgesamt mindestens 0,60 m breite Grenzabstände eingehalten werden.

Weitere Vorgaben werden nicht gemacht, da auch hier wieder in erster Linie die Ortsge­
staltungssatzung Gültigkeit hat.

7.4 Gestaltung der baulichen Anlagen
Fenster
Entgegen den Vorschriften der Gestaltungssatzung der Stadt Heide sind bodentiefe Fens­
ter im nicht einsehbaren Bereich (von der Straße abgewandten Fassadenseiten) des Gel­
tungsbereiches zulässig.

Dachform / Verblender
Entgegen den Vorschriften der Gestaltungssatzung der Stadt Heide sind graue Verblender 
im gesamten Geltungsbereich zulässig.

Begründung:
Aus der im Plagebiet bestehenden Bebauung ist keine gestalterische Einheitlichkeit erkenn­
bar, die eine städtebauliche Relevanz besitzt, mit der die strikten Vorgaben der Gestal­
tungssatzung bezüglich Fenstern und Dachformen begründet werden können. Dies gilt ins­
besondere für die von den Straßen abgewandten Teile des Geltungsbereiches. Auf die 
Übernahme der gestalterischen Vorgaben der Gestaltungssatzung wird daher in Bezug auf 
Fenster und Dachformen teilweise verzichtet.

7.5 Mit Rechten zu belastende Flächen
Die mit Geh- und Leitungsrechten (GL) zu belastende Fläche ist zugunsten der Anlieger, 
der Öffentlichkeit und der Rettungskräfte belastet. Darüber wird die Zugänglichkeit zu den 
rückwärtigen Grundstücksbereichen gesichert.

7.6 Klimaschutz
Verbot luftverunreinigender Stoffe
Innerhalb des Plangebietes ist die Nutzung fossiler Brennstoffe für Heizzwecke unzulässig. 

Begründung:
Die Ursachen des Klimawandels lassen sich vor allem im Hinblick auf den individuellen 
Energieverbrauch innerhalb eines Gebietes in verträglichen Grenzen halten. Dies bedeutet 
mittel- und langfristig insbesondere, dass erneuerbare Energien die herkömmlichen Ener­
gieträger wie Öl, Gas, Kohle etc. vollständig ablösen. Eine klimafreundliche Energieversor­
gung ist sowohl technisch als auch ökonomisch sinnvoll und gut umsetzbar. Mit fossilen 
Energieträgern versorgte bauliche Anlagen entwickeln sich langfristig immer mehr zu Alt­
lasten - darauf hat mittlerweile auch der Gesetzgeber reagiert und bspw. ein generelles 
Einbauverbot für Ölheizungen ab 2026 beschlossen.

Der Bebauungsplan soll daher auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB ein Verbot 
fossiler Brennstoffe bei Neubauvorhaben beinhalten. Die Rechtsgrundlage erlaubt die stoff­
bezogene (nicht: anlagenbezogene) Festsetzung von Verwendungsbeschränkungen und - 
verboten für luftverunreinigende Stoffe, insbesondere C02-Emissionen verursachende fos­
sile Heizstoffe (Erdöl, Erdgas etc.). Eine städtebauliche Erforderlichkeit im Sinne einer un­
mittelbaren Verbesserung der Luftqualität innerhalb des Plangebietes ist hierfür nicht
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notwendig (vgl. „Kümaschutz durch die Kommunen - Möglichkeiten und Grenzen“; Wolf­
gang Kahl. Zeitschrift für Umweltrecht, 9/2010). Es bedarf also keiner spezifisch ortsklima­
tischen Belastungssituation (z.B. Kurort o.ä.). Vielmehr sind entsprechende Maßnahmen 
auch in bislang unbelasteten Gebieten zulässig, ebenso als solche zum Schutz des globa­
len Klimas (vgl. „ZNER 2008“; Ekardt/Schmitz/Schmidtke, 334 (339 f.)).

Nutzung von Solarenergie insbesondere durch Photovoltaik
In dem Urbanen Gebiet (MU) sind bei Neubauten die nutzbaren Dachflächen der Gebäude 
zu mindestens 50 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren Strah­
lungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche).
Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon bean­
spruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden.

Diese Regelung findet keine Anwendung, wenn die Energieversorgung durch externe Ener­
gieversorgungsträger aus erneuerbaren Energien sichergestellt werden kann.

Begründung;
Die Solarfestsetzung dient der nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung. Durch die ver­
pflichtende Nutzung von Solarenergie soll dem Klimaschutz Rechnung getragen werden.

Auf den Gebäuden soll ein Anteil von 50% der nutzbaren Dachflächen mit Photovoltaikmo­
dulen ausgestattet werden.

Die Pflicht zur Nutzung der solaren Strahlungsenergie zur Stromerzeugung (Solarfestset­
zung) wird unter Beachtung des Abwägungsgebots, unter Berücksichtigung der örtlichen 
Verhältnisse und Prüfung der Verhältnismäßigkeit des Eingriffs in die Eigentumsfreiheit im 
vorliegenden Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB festgesetzt.
Bei der Errichtung von Gebäuden im Allgemeinen Wohngebiet sind Photovoltaikmodule auf 
einer Fläche zu installieren, die mindestens 50 % der nutzbaren Dachfläche ausfüllt (Solar­
mindestfläche). Dachfläche bedeutet dabei die gesamte Fläche bis zu den äußeren Rän­
dern des Daches bzw. aller Dächer (in m2) der Gebäude.
Nutzbar ist derjenige Teil der Dachfläche, der für die Nutzung der Solarenergie aus techni­
schen und wirtschaftlichen Gründen verwendet werden kann. Der nutzbare Teil der Dach­
fläche ist in einem Ausschlussverfahren zu ermitteln. Danach sind von der Dachfläche die 
nicht nutzbaren Teile (in m2) abzuziehen; nicht nutzbar sind insbesondere:

- Ungünstig ausgerichtete und geneigte Teile der Dachfläche nach Norden 
(Ostnordost bis Westnordwest); Ost-West ausgerichtete Dächer sind aus­
drücklich in die Solarpflicht eingeschlossen, weil sie gut nutzbar sind;

- erheblich beschattete Teile der Dachfläche durch Nachbargebäude, Dach­
aufbauten oder vorhandene Bäume, darunter fallen insbesondere nach § 9 
Abs. 1 Nr. 25 b BauGB zur Erhaltung festgesetzte Bäume;

- von anderen Dachnutzungen, wie Dachfenster, Gauben, Dacheinschnitte, 
Dachaufbauten wie Schornsteine oder Entlüftungsanlagen, belegte Teile des 
Daches sowie Abstandsflächen zu den Dachrändern; die Anordnung solcher 
Dachnutzungen soll so erfolgen, dass hinreichend Dachfläche für die Nut­
zung der Solarenergie verbleibt (mindestens 50 %, wenn dies technisch und 
wirtschaftlich nach den ersten beiden Punkten möglich ist)

Die im Gebiet festgesetzte Solarpflicht ist vorrangig auf die lokale Stromerzeugung ausge­
richtet. Ersatzweise können anstelle von Photovoltaikmodulen zur Belegung der verbindli­
chen Solarmindestfläche ganz oder teilweise Solarwärmekollektoren errichtet werden. 
Dadurch sollen den Bauleuten vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten bei der technischen und 
wirtschaftlichen Ausgestaltung der Solarpflicht belassen werden, da nicht auszuschließen 
ist, dass eine teilweise oder vollständige Solarwärmenutzung im Einzelfall ökologisch oder 
ökonomisch vorteilhafter ist. Werden auf einem Dach Solarwärmeanlagen installiert, so
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kann der hiervon beanspruchte Flächenanteil auf die zu realisierende PV-Fläche angerech­
net werden. Dies bedeutet, dass die Solarmindestfläche anteilig oder auch vollständig mit 
der Installation von Solarwärmekollektoren eingehalten werden kann. Da Solarwärmeanla­
gen zumeist nach dem Energiebedarf im Gebäude (Warmwasser, ggf. Heizungsunterstüt­
zung) ausgelegt werden, sollten die Bauleute bei Interesse an einer Solarwärmeanlage zu­
nächst die erforderliche Kollektorfläche für die Solarwärmeanlage ermitteln und daraufhin 
die Dimensionierung der Photovoltaikanlage prüfen.

Die Solarfestsetzung dient der nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und dem Klima­
schutz (§§ 1 Abs. 5,1a Abs. 5 BauGB) und erfüllt die städtebauliche Aufgabe der Nutzung 
erneuerbarer Energien (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB) sowie das Ziel der Treibhausgas-Neut­
ralität. Wenn die Energieversorgung durch externe Energieversorgungsträger aus erneuer­
baren Energien sichergestellt werden kann, findet die Regelung keine Anwendung.

7.7 Werbeanlagen
Werbeanlagen sind über die Satzung der Stadt Heide über die Gestaltung von Werbeanla­
gen (Werbeanlagensatzung) in ihrer aktuell gültigen Fassung geregelt.

7.8 Verkehrserschließung, fließender und ruhender Verkehr

Der Plangeltungsbereich umfasst einen Teilbereich der Innenstadt von Heide. Das Gebiet 
ist verkehrstechnisch durch öffentliche Verkehrsstraßen vollständig erschlossen. Neben der 
Kleinen Straße soll der neue zentrale Platz im Bereich der Kreuzung Süderstraße / Meldor- 
fer Straße und die Fortführung der Süderstraße in Richtung Fußgängerzone langfristig ver­
kehrsberuhigt werden, um der neuen Funktion als Anfang bzw. Ende der Fußgängerzone 
gerecht zu werden und eine neue Aufenthaltsqualität zu bieten (Vergleich hierzu die Aus­
führungen aus Anlass und Ziel der Planung).

Der ruhende Verkehr wird wie gehabt teils auf den rückwärtigen Grundstücksbereichen und 
teil im Straßenraum untergebracht.

8. Umweltbelange
Der Bebauungsplan Nr. 83 wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB aufge­
stellt und durchgeführt, somit entfällt eine Umweltprüfung mit Umweltbericht. Das beschleu­
nigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan zu Zulässigkeit von 
Vorhaben begründet wird, die zur Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü­
fung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder Landesrecht unterlie­
gen.
Dadurch, dass unbebaute Außenbereichsflächen nicht beplant werden, kann ein positives 
Ergebnis für die Umwelt erzielt werden (Innenbereich vor Außenbereich).
Grünordnung
Der Plangeltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 83 umfasst hauptsächlich bebaute oder 
versiegelte Bereiche. Lediglich geringe Flächenanteile werden als Gartenflächen genutzt.

Im Plangebiet bzw. im nahen Umgebungsbereich befinden sich keine Schutzgebiete und 
geschützte Bestandteile von Natur und Landschaft. Durch die Aufstellung des Bebauungs­
planes ist daher davon auszugehen, dass keine erheblichen Auswirkungen durch die Um­
setzung der Planung entstehen werden.

Artenschutz
Durch die vorzufindenden Strukturen, im Wesentlichen Gebäudebestände, versiegelte Ver­
kehrsflächen, versiegelte Stellplatz- und Parkplatzflächen sowie geringfügige genutzte
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Gartenflächen, und durch die verkommenden Störeinflüsse innerhalb des Plangebietes 
durch den Straßenverkehr, bestehen insgesamt kaum geeignete Lebensräume für die ar­
tenschutzrechtlich relevanten Tier- und Pflanzenarten des Anhang IV der Flora-Fauna-Ha- 
bitat Richtlinie sowie der „europäischen Vogelarten" im Sinne der EU-Vogelschutzrichtlinie.

Potenzielle häufige und vergleichsweise störungsunempfindliche gebäudebrütenden Vo­
gelarten, wie der Haussperling, können am Gebäudebestand im Plangebiet Vorkommen, 
auch wenn die Wahrscheinlichkeit durch die störenden Außeneinwirkungen durch den Ver­
kehr sehr gering ist. Als Brutmöglichkeiten werden zum Beispiel Mauernischen oder Berei­
che unter losen Dachpfannen genutzt.

Ein Vorkommen von siediungstypischen Fledermäusen, wie die Zwergfledermaus am Ge­
bäudebestand ist potenziell möglich. Relevante Quartierstrukturen wie Winter- oder Wo­
chenstubenquartier können durch untergenutzte Dachstühle bzw. Altbaubestand Vorkom­
men. Einzelne Tagesquartiere am Dach sind nicht auszuschließen.

Im aktuellen Artenkataster (LfU SH, September 2023) für die Stadt Heide sind für das Plan­
gebiet und den Umgebungsbereich keine Einträge vorhanden.

Es ist nicht bekannt, wann welcher Gebäudebestand verändert bzw. durch Neubauten er­
setzt werden soll. Bei dem Gebäudebestand handelt es sich um eine größere Anzahl von 
Gebäuden. Ist davon auszugehen, dass nur kleineren Einzelmaßnahmen umgesetzt wer­
den. Potenzielle Brutplätze und auch potenzielle Tagesquartiere können dabei betroffen 
werden.

Im Zuge des Bauleitverfahrens werden Eingriffe in den Bestand vorbereitet. Wie vorgenannt 
ist jedoch nicht bekannt, wann Veränderungen eintreten werden. Aufgrund der zeitlichen 
Unbekannten entfällt eine nähere artenschutzrechtliche Betrachtung.

Aufgrund des vorgenannten wird darauf hingewiesen, dass sämtliche vorbereitende Bau­
arbeiten außerhalb der Brutzeit durchgeführt werden. Dies betrifft sowohl den Abriss der 
Gebäude als auch Sanierungen und die Beseitigung der Vegetation (Baufeldräumung). Die 
artspezifischen bzw. artengruppenspezifischen Ausschlusszeiten für Brutvögel umfassen 
insgesamt betrachtet die Zeitspanne vom 01.03. bis 30.09.

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass vor Durchführung von Abrissarbeiten zuvor 
eine Überprüfung der betroffenen Gebäude auf Fledermausbesatz und Vogelnester durch 
einen Fachgutachter durchzuführen ist. Gerade in Alt-Gebäuden können in Dachstühlen, 
Nischen, Spalten usw. Fledermäuse verkommen sowie die Gebäude für Nistplätze von Vo­
gelarten bieten. Eine Betroffenheit soll mit einer Überprüfung (artenschutzrechtlicher Prü­
fung) ausgeschlossen werden.

Um ein mögliches Tötungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu vermeiden sind 
Gebäude mit Ganzjahresquartieren von Zwerg- und Breiflügelfiedermäusen (in Abhängig­
keit von der Witterung) zwischen dem 15.03. - 30.04. und 15.08. - 30.09. abzureißen. Brut­
vogelvorkommen sind zu berücksichtigen.
Bauarbeiten an Bestandsgebäuden sowie Fällungen von Gehölzen mit einem Stammdurch­
messer > 20 cm, die sommerlich genutzt werden, können vom 1.12. bis 28.02. des Folge­
jahres abgerissen werden.
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9. Sonstige planungsrelevante Vorgaben und Angaben

9.1 Altlastenstandorte
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind weder altlastenverdächtige Standorte, Altstandorte 
oder Altablagerungen bekannt (gemäß § 2 Abs. 5 und Abs. 6 BundesBodenschutzgesetz, 
BBodSchG).

Ergänzender Hinweis:
Gemäß § 1 BBodSchG ist die Funktionsfähigkeit des Bodens zu erhalten und zu fördern 
(„vorsorgender Bodenschutz"). Sämtliches abgetragenes Bodenmaterial ist einer ord­
nungsgemäßen Verwertung/ Entsorgung zuzuführen. Die geltenden abfallrechtlichen sowie 
bodenschutzrechtlichen Anforderungen, u. a. nach § 12 BBodSchV oder LAGA M20, sind 
umzusetzen und bei möglichen Verwertungen von überschüssigen Bodenmaterial zu be­
rücksichtigen. Für Nivellierungsarbeiten ist bevorzugt Bodenmaterial aus dem Plangebiet 
zu nutzen.

9.2 Kampfmittel
Gemäß der Anlage zur 'Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit durch Kampfmittel' (Kampfmittelverordnung) vom 07.05.2012 gehört die Stadt 
Heide zu den Gemeinden, die durch Bombenabwürfe im 2. Weltkrieg in besonderem Maße 
betroffen waren. Vor Beginn von Tiefbaumaßnahmen wie z. B. Baugruben / Kanalisation / 
Gas / Wasser / Strom und Straßenbau ist die o. a. Fläche / Trasse auf Kampfmittel unter­
suchen zu lassen. Aus diesem Grund ist ein Vorkommen von Kampfmitteln auch im Plan­
gebiet wahrscheinlich und eine Untersuchung des Plangebietes in Hinblick auf ein mögli­
ches Vorkommen von Kampfmitteln erforderlich.

Zufallsfunde von Munition sind darüber hinaus nicht gänzlich auszuschließen und unver­
züglich der Polizei zu melden.

9.3 Denkmäler und Archäologische Funde oder Bodenverfärbungen
Die überplante Fläche befindet sich in einem archäologischen Interessensgebiet. Bei der 
überplanten Fläche handelt es sich daher gemäß § 12 Abs. 2 DSchG um Stellen, von denen 
bekannt ist oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale be­
finden. Erdarbeiten in diesen Bereichen bedürfen demnach der Genehmigung des Archäo­
logischen Landesamtes.

Denkmale sind gemäß § 8 Abs. 1 DSchG unabhängig davon, ob sie in der Denkmalliste 
erfasst sind, gesetzlich geschützt.

Das Archäologische Landesamt ist im Rahmen von baulichen Maßnahmen frühzeitig mit 
einzubeziehen, um prüfen zu können, ob zureichende Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
im Verlauf der weiteren Planung in ein Denkmal eingegriffen werden wird und ob gegebe­
nenfalls gemäß § 14 DSchG archäologische Untersuchungen erforderlich sind.

Der Verursacher des Eingriffs in ein Denkmal hat gemäß § 14 DSchG die Kosten, die für 
die Untersuchung, Erhaltung und fachgerechte Instandsetzung, Bergung, Dokumentation 
des Denkmals sowie die Veröffentlichung der Untersuchungsergebnisse anfallen, im Rah­
men des Zumutbaren zu tragen.

Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, 
hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbe­
hörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigen­
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tümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder 
in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entde­
ckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fund­
stätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder 
Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach 
Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

9.4 Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung der Bauflächen im Plangeltungsbereich erfolgt über die vorhan­
dene Infrastruktur der Stadt Heide.

Wasserversorgung (Trinkwasser)
Im B-Plangebiet erfolgt die Wasserversorgung (Trinkwasser) durch die Stadtwerke Heide. 
Die jetzige Versorgung der bebauten Flächen bzw. angeschlossenen Gebäude ist gesi­
chert. Neu- oder Umbauten sind zusätzlich zum B-Planverfahren durch Anfragen mit Leis­
tungswerten (Spitzendurchfluss) l/s) beim Netzbetreiber zu prüfen und können zu Neule­
gungen in den Straßen/ Gehwegen führen.

Löschwasserversorgung
Das Wasserversorgungsnetz der Stadtwerke Heide ist auf Trinkwasser ausgelegt. Im Not­
fall können jedoch die vorhandenen Hydranten - im Rahmen der jeweiligen Kapazitäten 
des Trinkwasserversorgungsnetzes - zur Wasserentnahme für Löschwasser genutzt wer­
den, unter Einhaltung des DVGW-Arbeitsblattes W-405 (sowie Gesetz über den Brand­
schutz und die Hilfestellung der Feuerwehren, Brandschutzgesetz - § 2 BrSchG).

Gasversorgung
Das Gasversorgungsnetz erstellen und betreiben die Stadtwerke Heide. Die jetzige Versor­
gung der bebauten Flächen bzw. angeschlossenen Gebäuden ist gesichert. Neu- oder Um­
bauten sind zusätzlich zum B-Planverfahren durch Anfragen mit Leistungswerten (kW) beim 
Netzbetreiber zu prüfen und können zu Neulegungen in den Straßen/Gehwegen führen.

Stromversorgung
Das Stromversorgungsnetz erstellen und betreiben die Stadtwerke Heide.
Die jetzige Versorgung der bebauten Flächen bzw. angeschlossenen Gebäuden ist gesi­
chert. Neu- oder Umbauten sind zusätzlich zum B-Planverfahren durch Anfragen mit Leis­
tungswerten (kW) beim Netzbetreiber zu prüfen und können zu Neulegungen in den Stra­
ßen/ Gehwegen führen.

Hinweis:
Im Bereich des Plangeltungsbereiches, Meldorfer Straße, liegen Leitungen oder Anlagen­
teile der Stadtwerke Heide GmbH, Jegliches Überbauen oder Baumpflanzungen nicht ge­
stattet bzw. erlaubt sind. Für Neuverlegungen sind geeignete Trassen mit ausreichender 
Breite im Straßenkörper bzw. Gehwegbereich für die Versorgungsleitungen freizuhalten. 
Gleiches gilt für bereits vorhandene Versorgungsleitungen welche eventuell erneuert bzw. 
umgelegt werden müssen.

Fernmeldeversorgung
Anschlüsse an das Ortsnetz sind vorhanden und am Netz der Deutschen Telekom AG an­
geschlossen. Eine Erweiterung ist möglich.
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Schmutzwasser/ Oberflächenwasser
Im Rahmen der Bauleitplanung wird eine Abstimmung mit der UWB und dem Abwasser­
zweckverband (AZV) erfolgen. Der AZV Region Heide übernimmt alle Aufgaben der Ab­
wasserbeseitigung.

Die Oberflächenwasserentsorgung wird gemäß dem Satzungsrecht des AZV Region Heide 
geregelt.

Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt über die ausreichend dimensionierten Abwasserka­
näle zur Abwasserbehandlungsanlage (Kläranlage) des AZV Region Heide.
Das anfallende Schmutzwasser wird über vorhandene Leitungen, die evtl, über zusätzliche 
Leitungsrechte gesichert werden, und gemäß dem Satzungsrecht des AZV Region Heide 
in das Kanalisationssystem eingeleitet.

Müllentsorgung
Die Abfallentsorgung wird nach den Bestimmungen der Abfallwirtschaft des Kreises Dith­
marschen durchgeführt.

9.5 Bodenordnende Maßnahmen

Derzeit sind keine bodenordnerischen Maßnahmen erforderlich.

9.6 Bestandsschutz
Unbenommen der Festsetzungen des Bebauungsplanes besteht grundsätzlich für alle Ge­
bäude innerhalb des Plangeltungsbereiches ein Bestandsschutz, für die beim Bau eine gül­
tige Baugenehmigung vorlag. Änderungen, Erneuerungen (Sanierung etc.) o.ä. dieser An­
lagen sind hierdurch jederzeit möglich, sofern die allgemeine Zweckbestimmung der Anlage 
gewahrt bleibt.

9.7 Sichtfelder

Die aus Gründen der Verkehrssicherheit freizuhaltenden Mindestsichtfelder gern. RASt 06, 
Ziffer 6.3.9.3 sind von jeglicher Bebauung, Bepflanzung oder sonstigen Benutzung von 
mehr als 0,70 m Höhe über Fahrbahnober-kante dauernd freizuhalten.

10. Anlagen
- Anlage, Teil A Planzeichnung als Entwurf inklusive des städtebaulichen Entwurfs, 

durch die Verwaltung zur Verfügung gestellt wurde. Zusammengestellt durch B2K, 
Kühle-Koerner PartG mbB, Schleiweg 10, 24106 Kiel

- Gestaltungssatzung der Stadt Heide, mit dem Stand 15.04.2016
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Die Begründung wurde am 05.02.2025 durch Beschluss der Ratsversammlung gebilligt.

Heide, den

Unterschrift/Siegel

rgermeister

Aufgestellt: Kiel, den 03.06.2024, 04.07.2024
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